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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die Unterscheidung zwischen schuldrechtlichen oder - wie Wind-
scheid sie nennt - obligatorischen und dinglichen Ansprüchen ist im 
BGB streng durchgeführt. Aus diesem Grunde hat weder die Rechts-
lehre noch die Praxis über die Frage, welche Vorschriften des allge-
meinen Teils des Schuldrechts auf außerschuldrechtliche, insbesondere 
dingliche Anspruchsbeziehungen zu übertragen sind und welche nicht, 
volle Gewißheit erlangt. Genauere Aussagen als solche, daß bei jeder 
Vorschrift zu prüfen sei, ob nicht sachenrechtliche Grundsätze entgegen-
stehen, und daß immer die spezifische Interessenbewertung des sachen-
rechtlichen Verhältnisses zu beachten sei, finden sich im tonangebenden 
Schrifttum nicht. Wie sehr sich der vorliegende Fragenkomplex jeglichen 
inhaltlichen Verallgemeinerungen entzieht, beobachten wir vor allem 
auch an dem ausgiebig erörterten - im Rahmen dieser Untersuchung 
jedoch durch die Beschränkung auf die Verzugshaftung ausgeklammer-
ten - Problem der Anwendbarkeit des § 281 BGB auf die Vindikation. 

Die sich hier auftuenden Fragen sind auch ohne eine grundsätzliche 
Neubesinnung zum Verhältnis zwischen Sachenrecht und Schuldrecht 
gar nicht zu beantworten. Die Untersuchung der schuldrechtlichen und 
dinglichen Ansprüche wird zeigen, daß das Verhältnis zwischen beiden 
Anspruchsarten viel enger ist, als die herkömmliche scharfe syste-
matische Trennung zwischen Schuldrecht und Sachenrecht vermuten 
läßt, und daß diese Trennung für die Rechtsanwendung eher hinderlich 
als förderlich ist. Einen Beitrag zur Lösung dieser dogmatisch-konstruk-
tiven Schwierigkeiten für den Bereich der Verzugshaftung zu leisten, 
ist Hauptaufgabe der vorliegenden Schrift. 

Die Untersuchung hat im Wintersemester 1971/72 der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation 
vorgelegen. Sie wurde im wesentlichen im August 1971 abgeschlossen; 
bis etwa Februar 1972 erschienene Literatur und Rechtsprechung konnte 
noch in den Fußnoten berücksichtigt werden. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Wolfgang Fikentscher, bin 
ich für die Betreuung der Arbeit zu großem Dank verpflichtet. Herrn 
Bundesrichter a. D. Prof. Dr. Erhard Bökelmann habe ich herzlich 
dafür zu danken, daß er mir als seinem Assistenten großzügig die Zeit 
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gewährt hat, die für die vorliegende Arbeit notwendig war. Beim 
Lesen der Korrekturfahnen haben meine Eltern mich tatkräftig unter-
stützt. Dafür sei ihnen herzlich gedankt. Die Schrift ist ihnen auch 
gewidmet als geringes Zeichen der Anerkennung für die zahlreichen 
Mühen und Opfer, unter denen sie meinen Ausbildungsgang unterstützt 
haben. Nicht zuletzt schulde ich Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes 
Broermann Dank für die Aufnahme der Arbeit in sein Verlags-
programm. 

Bochum, im September 1972 

EbeThaTd SchweTdtneT 
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Erster Abschnitt 

Einführung in die Problemstellung 

I. Einleitung, Problemstellung, Vbersicht 

Eine Abhandlung, die grundsätzliche Aussagen zur Frage der An-
wendbarkeit der Normen des Schuldrechts im Sachenrecht verspricht, 
begegnet sicher nicht nur Interesse, sondern auch Skepsis. Es handelt 
sich dabei um ein so wichtiges und von der Rechtsprechung so häufig 
angesprochenes Problem, daß man leicht geneigt sein möchte, anzu-
nehmen, jede diesbezügliche Untersuchung beschreite ausgetretene 
Pfade. Ein Blick in die Entscheidungssammlungen sowie die einschlägige 
Lehrbuch- und Kommentarliteratur zeigt indes rasch, daß eine solche 
Annahme allzu optimistisch und verfehlt wäre. 

Wer den Atlas der juristischen Disziplinen nach weißen Flecken 
mustern will, gerät bei genauerer Betrachtung des Sachenrechts recht 
bald auf dieses in den letzten hundert Jahren viel bereiste, aber immer 
noch nicht gänzlich erschlossene Feld der Lückenfüllung des Sachen-
rechts durch schuldrechtliche Normen. Weder hat die Rechtslehre die 
erwünschten allgemeinen Grundsätze entwickeltl noch die Praxis volle 
Gewißheit darüber erlangt, welche Vorschriften auf dingliche An-
spruchsbeziehungen zu übertragen sind und welche nicht. Trotz der 
negativen Ergebnisse2 hat diese in vielen Farben schillernde, zum 
magischen Auge des Sachenrechts gewordene Streitfrage immer wieder 
Juristen angelockt, das ungebärdige Roß zu besteigen, von dem niemand 
weiß, wohin es seinen Reiter tragen und wo es ihn schließlich abwerfen 
wird. 

Als Beispielsfall sei eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
19. Januar 19683 dargestellt: 

t Den letzten breit angelegten Versuch (mit negativem Ergebnis) unter-
nahm Horstmann, Untersuchungen über die Anwendbarkeit schuldrechtlicher 
Normen auf dingliche Ansprüche, 1938. 

2 Diese Ansicht wird von Köbl, S. 84, nicht geteilt. Sie meint, daß nach den 
zum Teil recht lebhaften Auseinandersetzungen um Einzelfragen ein 
ungefährer Konsensus über die grundsätzliche Anwendbarkeit der §§ 241-
432 BGB auf außerschuldrechtliche Rechtsverhältnisse herrsche. 

3 BGH, Urteil vom 19. Januar 1968- V ZR 190/64 (München) -, BGHZ 49, 
263 ff. = NJW 1968, 788 ff. m. krit. Anm. v. D. Reinicke = MDR 1968, 395 = 
BB 1968, 272 = LM BGB § 888 Nr. 2 m. Anm. v. Mattern. 

2 SchwerC:tner 
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Unklarheiten hinsichtlich der Verfügungsmöglichkeit im Hinblick auf die 
Vermögenskontrolle führten in der ersten Nachkriegszeit dazu, daß eine 
Firma B. ihr Grundstück zuerst an den Kläger verkaufte. Für diesen wurde 
eine Auflassungsvormerkung eingetragen. Da die Verkäuferin den Kauf-
vertrag für unwirksam hielt, veräußerte sie das Grundstück später an die 
Beklagten, auf die es umgeschrieben wurde. Die Parteien prozessierten 
alsdann. Die Beklagte verlangte vom Kläger, er solle die Vormerkung löschen 
lassen; der Kläger, dem die Firma B. das Grundstück aufgelassen hatte, 
forderte von der Beklagten die Zustimmung zu seiner Eintragung in das 
Grundbuch. Der Kläger obsiegte. Er wurde als Eigentümer eingetragen und 
erhielt den Besitz des Grundstücks. 

Der Kläger begehrte nunmehr von der Beklagten Ersatz seines Verzugs-
schadens. Der Bundesgerichtshof hat die Klage abgewiesen4. Er hat offen-
gelassen, ob die Beklagte schuldhaft gehandelt habe. Selbst wenn dies der 
Fall gewesen sei, sei die Beklagte nicht schadensersatzpflichtig, da die Vor-
schriften über den Verzug §§ 284 ff.S) nicht auf die Verpflichtung des vor-
merkungswidrig eingetragenen Eigentümers, der Eintragung des Vormer-
kungsberechtigten als Eigentümer zuzustimmen (§ 888), angewandt werden 
könnten. Zwar bejaht der BGH in Übereinstimmung mit den MotivenG in 
Fortführung seiner früheren Rechtsprechung, sowie in Anknüpfung an die 
Auffassung des Reichsgerichts "grundsätzlich die Anwendung des Schuld-
rechts auf dem Gebiet des Sachenrechts"7. Dieser Grundsatz werde jedoch 
dahin eingeschränkt, daß für jeden Anspruch auf dem Gebiet des Sachen-
rechts gesondert zu prüfen sei, ob Vorschriften des allgemeinen Teils des 
Schuldrechts auf ihn angewendet werden könnten. Der BGH verneint dies 
für den vorliegenden Fall. § 888 begründe nur, so der BGH, einen unselb-
ständigen sachenrechtliehen Hilfsanspruch mit bloß verfahrensrechtlicher 
Bedeutung. Daher sei es aus jedem der Gesichtspunkte, die für die Ein-
schränkung der Anwendung der allgemeinen Vorschriften des Schuldrechts 
auf sachenrechtliche Ansprüche in Betracht kommen, gerechtfertigt, die 
Verzugsvorsriften des Schuldrechts auf den in § 888 normierten Zustim-
mungsanspruch des Vormerkungsberechtigten nicht anzuwenden. 

Die vorstehende Entscheidung vermag kaum zu befriedigen. Das 
Unbehagen, das sie beim Leser hinterläßt, rührt weniger vom Ergebnis 
als von den Gründen her, mit denen sie der V. Zivilsenat versehen hat8 • 

Mit Recht hat bereits Dietrich Reinicke9 darauf hingewiesen, daß eine 
Schlußfolgerung wie die des Bundesgerichtshofs dem Vorwurf des 
Begrifflichen ausgesetzt sei und Rudimente einer überholten formali-

4 Ansprüche nach den §§ 987 ff. BGB und im besonderen des § 990 Abs. 2 
BGB schieden als Nebenfolgen des Herausgabeanspruchs nach § 985 BGB 
deshalb aus, weil der Kläger in der fraglichen Zeit noch nicht Eigentümer 
war. 

5 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB. 
6 Motive Teil II S. 4 und Motive Teil III S. 398. 
7 So BGHZ 49, 263 ff., 265. 
a Vgl. auch Weitnauer. DNotZ 1968, 706 ff., 708; Baur, ESJ- Sachenrecht-

S. 42 ff., 45; Derselbe, Sachenrecht, § 20 IV 1 b ; Medicus, Bürgerliches Recht, 
§ 19 III 2 b cc, S. 180; Palandt-Degenhart, Anm. 4 e zu § 888; Soergel-Siebert-
Mühl, RdNr. 7 vor § 985, die nicht nur die Gründe, sondern auch das Ergebnis 
kritisch würdigen. 

9 Anmerkung zu BGHZ 49, 263 ff., in NJW 1968, 788 ff. 
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stischen Betrachtungsweise in sich trage. Allein der Umstand, daß der 
Anspruch aus § 888 ein dinglicher ist, vermag m. E. die Nichtanwendung 
schuldrechtlicher Vorschriften, hier der Verzugsregeln, nicht zu be-
gründen10. Die Charakterisierung eines Anspruchs als dinglich oder 
obligatorisch erfolgt in solchen Fällen zumeist, und das ist auch in dieser 
Entscheidung unterschwellig spürbar, um die Anwendbarkeit oder die 
Nicht-Anwendbarkeit der allgemein schuldrechtlichen Normen auf diese 
Ansprüche zu rechtfertigen11• Sie erfolgt also im Hinblick auf bestimmte 
rechtliche Folgen, die der dingliche Charakter haben soll. Ein derartiges 
Verfahren ist jedoch fragwürdig, wobei insbesondere gar nicht sicher 
ist, ob das BGB den Eintritt bestimmter Rechtsfolgen vom "dinglichen" 
oder "obligatorischen" Charakter der Ansprüche abhängig machen will. 
Näher liegt vielmehr, daß der dingliche oder obligatorische Charakter 
im allgemeinen nicht ausreicht, um den Eintritt bestimmter Rechts-
folgen zu rechtfertigen12. Die Klassifizierung eines Anspruchs als ding-
lich oder obligatorisch besagt aus diesem Grunde nichts für die An-
wendung schuldrechtlicher Normen13. 

1o So auch die in FN 8 Genannten. 
11 Das tritt klar bei Fröhner (Das Recht 1920, Sp. 141) hervor, der den 

Anspruch des § 985 in einen Schadensersatzanspruch (ohne Verschulden) 
umdeutet, um den § 254 darauf anwenden zu können. Vgl. dazu die zutref-
fende Kritik von Dimopoulos-Vosikis, S. 34 ff. 

12 Ein instruktives Beispiel dafür, daß die Dinglichkeit allein kein zuver-
lässiges und ausreichendes Kriterium darstellt, sondern daß stets eine ge-
sonderte Interessenahwägung durchzuführen ist, bieten die Berücksichtigung 
des Mitverschuldens (§ 254) beim Eigentumsstörungsanspruch nach§ 1004 (h. M.: 
Soergel-Siebert-Miihl, RdNr. 83 zu § 1004 BGB; Offtermatt, S. 127 ff.; RGZ 
138, 327; BGH WM 1964, 1104 ohne abschließende Stellungnahme; LG Fran-
kenthai NJW 1955, 263 m. abl. Anm. v. Larenz) und die Nichtberücksichtigung 
bei der Vindikation. Auf welch leichtsinnige Weise auch immer der Eigen-
tümer das Abhandenkommen der Sache aus seinem eigenen Besitz mit-
verursacht haben mag, ein solches Verhalten kann der Vindikation nicht 
etwa in Form eines "Ablösungsrechts" vom herausgabepflichtigen Besitzer 
entgegengehalten werden. Der durch die §§ 932 ff./985 ff. verwirklichte Schutz 
des Eigentümers bei unfreiwilligem Besitzverlust erfährt durch § 254 - bis-
lang - keine Einschränkung (h. M.: vgl. statt vieler Horstmann, S. 32 ff.; 
Fröhner, Recht 1920, Sp. 141; a. A. wohl Westermann, § 31 IV 2). 

13 Aus den gleichen rechtlichen Erwägungen hat der Bundesgerichtshof in 
einem Urteil vom 25. November 1964 - V ZR 185/62 - in BGHZ 42, 374 ff., 
380 die Anwendbarkeit von § 278 auf das "nachbarschaftliche Gemeinschafts-
verhältnis" abgelehnt. Dieses sei, so der Bundesgerichtshof, weder ein 
gesetzliches Schuldverhältnis noch ein sonstiger die Anwendbarkeit des § 278 
rechtfertigender vertragsähnlicher Zustand, sondern die Rechte und Pflichten 
aus dieser Sonderverbindung seien dinglicher Natur. Dieses Ergebnis über-
zeugt aus zweierlei Gründen nicht. Auch hier vermag allein der Umstand, 
daß es sich um eine sachenrechtliche Sondervereinbarung handelt, die Nicht-
Anwendbarkeit des § 278 nicht zu begründen. Im übrigen setzt § 278 auch 
keine vertragliche, sondern nur eine rechtliche Sondervereinbarung voraus. 
Vgl. dazu Medicus, Bürgerliches Recht, § 30 IV 1 b, S. 308 ff. 


